
Trotz der großen Wahlerfolge sind wir auf das 
Engagement Freiwilliger und finanzielle Zuwen-
dungen von unseren Unterstützern angewiesen. 
Anders als die Alt-Parteien wollen wir weder von 
Großspendern und Lobbyisten noch allein von 
staatlichen Geldern abhängig sein. 

Jede Zuwendung hilft!
Wir freuen uns über Ihre Spende:
Bitte im Verwendungszweck „Wahlkampfspende“ und auf  
dem Einzahlungsbeleg die vollständige Adresse für eine spätere 
Spendenquittung angeben.

Asylchaos
stoppen!

Zeit, die Karten

auf den Tisch zu legen.

alternativefuer.de

Sie haben kein Vertrauen mehr  
in die Politik der Alt-Parteien?  
Dann unterstützen Sie uns!  
Werden Sie Mitglied, Förderer 
oder Spender! Mehr auf:  
 
www.alternativefuer.de
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Asyl ist keine Lösung für 
Fachkräftemangel oder 
zur Kompensation des 
Bevölkerungsrückgangs.

Dr. Frauke Petry
Chemikerin und Unternehmerin,  

Bundessprecherin der AfD
sowie Vorsitzende des Landesverbandes 

Sachsen und Fraktionsvorsitzende, 
verheiratet, vier Kinder

Sofortige Sicherung 
der nationalen Grenzen

48 Stunden 
Schnellverfahren

Kürzung der
jährlichen EU-Umlage

Ausweitung der 
sicheren Herkunftsstaaten

Sach- statt 
Geldleistungen

Keine Asylanträge 
mehr in Deutschland

Wir fordern die unverzügliche Wiedereinführung 
der Kontrollen an deutschen Grenzen. Einreisewil-
lige Asylantragsteller aus sicheren Dritt- oder Her-
kunftsstaaten sind zurückzuweisen. Gleichzeitig 
ist die Visumpflicht für die Länder des West- 
balkans (Albanien, Bosnien und Herzegowina, Ma-
zedonien, Montenegro, Serbien) wieder einzuführen. 
Eine grundsätzliche Erneuerung der gegenwärtig  
gemeinsamen europäischen Visapolitik ist anzustre-
ben. Notfalls ist die Rückkehr zu einem nationalen 
System bei der Erteilung von Visa zu prüfen.

Solange die Voraussetzungen für die Asylbeantra-
gung im Ausland noch nicht gegeben sind,  müs-
sen Asylanträge aus sicheren Herkunftsstaaten 
sowie Anträge von Antragstellern, die über siche-
re Drittstaaten eingereist sind, innerhalb von 48 
Stunden beschieden werden.
Des Weiteren müssen Asylanträge, die ohne ur-
kundlichen Nachweis der Staatsangehörigkeit und 
Identität des Antragsstellers gestellt werden, als 
offensichtlich unbegründet oder unzulässig inner-
halb derselben Frist abgelehnt werden.

Alle Kosten für die Bewältigung der unberechtig-
ten Einwanderung in Deutschland sind von den 
EU-Mitgliedstaaten zu erstatten, aus denen die 
Immigranten, entgegen allen aktuell noch gülti-
gen EU-Vereinbarungen und Absprachen, einge-
reist sind. Sind diese Vorgänge nicht mehr auf-
zuklären, hat die EU Deutschland die zu Unrecht 
aufgebürdeten Kosten zu erstatten. Dazu rechnet 
Deutschland diese Forderungen mit seinen EU-
Beiträgen auf. 

Die Liste der sicheren Herkunftsstaaten ist zu erwei-
tern um alle Staaten, welche die Genfer Flüchtlings-
konvention unterzeichnet haben, es sei denn, einer 
dieser Staaten macht sich offenkundig schwerster 
Menschenrechtsverletzungen schuldig. Alternativ 
ist sicherer Herkunftsstaat jeder Staat mit einer An-
erkennungsquote von unter 2 % der eingereichten 
Asylanträge.  Menschen aus solchen und anderen si-
cheren Herkunftsländern können einen Anspruch auf 
politisches Asyl nicht geltend machen. 

Als Sofortmaßnahme sind Leistungen für Asyl-
bewerber ausschließlich als Sachleistungen zu 
gewähren. Abgelehnte Asylbewerber erhalten 
dauerhaft nur Sachleistungen. Bargeld darf es erst 
nach Anerkennung des Asylantrages geben. Das 
gesamte übrige Anreizsystem, in Deutschland Asyl 
zu beantragen, ist umfassend abzubauen.

Zur Regelung einer Masseneinwanderung ist das 
Asylrecht im Grundgesetz weder gedacht noch 
geeignet. Es muss daher der veränderten Situati-
on angepasst werden: Das Recht, in Deutschland 
selbst  Asyl zu beantragen, ist aufzuheben. Asyl-
anträge müssen vor Ort in unseren Botschaften 
in den  Herkunftsländern, entweder in nationaler 
deutscher Zuständigkeit oder in dafür einzurich-
tenden  zentralen Auffangzentren unter Verwal-
tung der EU oder des Flüchtlingshilfswerks der 
Vereinten Nationen (UNHCR), gestellt werden. 
Sollte dies in einem Land wegen Krieg, Bürger-
krieg oder aus anderen Gründen unmöglich sein, 
sind die entsprechenden Stellen im nächsterreich-
baren Nachbarland aufzusuchen. Asylgesuche an 
unseren Grenzen werden abgewiesen und eine 
Einreise abgelehnt. 
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Alternative für Deutschland 
Landesverband Mecklenburg-Vorpommern
Mecklenburgstr. 32 a, 19053 Schwerin
Tel.: 0385 48592860
E-Mail: info@afd-mv.de www.afd-mv.de

Spendenkonto: 
Alternative für Deutschland
Sparkasse Mecklenburg-Schwerin
IBAN: DE13 1405 2000 1713 8222 17
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Mit dem Mut zu Deutschland 
das Asylchaos
unter Kontrolle bringen!

Seit der Zeit unmittelbar nach dem Zwei-
ten Weltkrieg hat unser Land keine solche 
Völkerwanderung mehr erlebt. Selbst die 
Bundesregierung gibt inzwischen zu, dass 
Deutschland in diesem Jahr mit mindestens 
800.000 Zuwanderern rechnen muss.  

In dieser Situation lassen Politiker und Parteien 
die Bürger allein. Von einer fairen Lastenvertei-
lung und Solidarität zwischen den Mitgliedslän-
dern der Europäischen Union 
kann keine Rede sein. Deutsch-
land werden entgegen allen 
Absprachen und EU-Verträgen 
Sonderlasten aufgebürdet, 
die unser Land finanziell nicht 
tragen kann und die eine ver-
nünftige Integrationspolitik 
unmöglich machen. Stattdes-
sen werden Deutschland die 
Hände durch die Abschaffung 
nationaler Grenzkontrollen und 
durch EU-Konventionen gebunden, die niemals 
dazu gedacht waren, eine Masseneinwanderung 
zu regeln. 
Der Bundesregierung, sämtlichen im Deutschen 
Bundestag vertretenen Parteien und einem gro-
ßen Teil der Medien fehlt der Mut zur Wahrheit. 
Es fehlt die Bereitschaft zu klaren Worten und 
zum klaren Handeln. Sie alle stehen der Massen-
einwanderung entweder hilflos gegenüber oder 
wollen diese sogar, um eigene Interessen und 
weltfremde Ideologien durchzusetzen. Verzweifelt 
versuchen sie von ihrem jahrelangen Versagen 
und dessen riesigen Kosten abzulenken. Wer fried-
lich seine Besorgnis wegen der Überforderung 
unseres Landes äußert und die Missstände beim 

Namen nennt, wird zum „Volksverhetzer“. Wer 
anderer Meinung ist als die Propagandisten einer 
längst absurden „Willkommenskultur“, soll aus-
gegrenzt werden. Für die Fehlentwicklung zahlen 
sollen aber natürlich alle Bürger.  
Ganz bewusst werden das Asyl für politisch Ver-
folgte, die Not von Flüchtlingen aus Kriegsge-
bieten und die freiwillige Wanderung aus rein 
wirtschaftlichen Motiven vermengt. Die Einwan-
derung von Hunderttausenden in die Sozialsyste-

me, die gar keinen Anspruch 
auf politisches Asyl haben 
und keiner Kriegssituation 
ausgesetzt sind, wird un-
ter der falschen Überschrift 
„Flüchtlinge“ verharmlost 
und verschleiert. Die rechts-
staatlich dringend gebotene 
Abschiebung von Personen, 
die hier nicht aufgenom-
men werden müssen, wird 
von staatlichen Stellen nach 

viel zu langen Verfahren nur noch im Ausnahme-
fall durchgeführt. Stattdessen sorgt der deutsche 
Sozialstaat dafür, dass Zuwanderer einen völlig 
falschen Eindruck vom angeblichen „Reichtum“ 
der Deutschen gewinnen und jede Menge Anreize 
haben, gerade in unser Land zu kommen. 

Die AfD setzt in dieser Situation darauf,  mit dem 
Mut zu Deutschland und der Bereitschaft zu kla-
ren Worten die derzeit chaotisch verlaufende 
Masseneinwanderung  unter Kontrolle zu brin-
gen, den wirklich politisch Verfolgten und echten 
Flüchtlingen zu helfen und der deutschen Bevöl-
kerung wieder Vertrauen in die Politik und den 
Rechtsstaat zu geben.   

Die Asylpraxis  
verstößt gegen  
geltendes Recht  
und fördert den  

Missbrauch.

ZAHLEN, DATEN, FAKTEN (Stand August 2015)

Zahlen, die Klartext 
sprechen.

202.834
Asylanträge gab es in Deutschland  
im Jahre 2014, was fast eine  
Verzehnfachung zum Jahre 2007 
bedeutet. Allein im 1. Halbjahr 2015 
wurden bereits 180.000 „Flüchtlinge” 
registriert. Für das Gesamtjahr wird 
eine weitere Steigerung auf minde-
stens 800.000 erwartet.

35 %

64 %

1 % Asylberechtigte  
nach Art. 16 a GG*

Aufenthalts- 
berechtigte**

abgelehnte,  
ausreisepflichtige 
Asylbewerber

140.000 10.000

Anzahl der abgelehnten ausreise-
pflichtigen Asylbewerber

Anzahl der 
tatsächlich 
abgescho-
benen 
Ausländer 
im Jahre 
2014

50%

10 Mrd EUR

WAS WIR KRITISIEREN:

Die Asylpraxis verstößt  
gegen geltendes Recht 
und fördert den Missbrauch.

aller Asylanträge 
innerhalb Europas 
entfallen auf zwei 
Länder, nämlich 
Deutschland  
und Schweden.

Alleine die Unterbringung,  
Verpflegung und Betreuung der 
Asylbewerber wird 2015 
Kosten von 
mindestens 
10 Milliarden 
Euro 
verursachen*.

Anzahl der Asylanträge in 
Deutschland von  
2009 bis 2015

Anzahl der unbegleiteten 
Minderjährigen („Flüchtlinge” 
unter 18, die ohne Eltern nach 
Deutschland kommen) 
2013 und 2015
am Beispiel
Bayern
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Das geltende Recht wird weder beachtet 
noch umgesetzt: Die Bundesländer schieben 
nur einen Bruchteil der Ausreise-pflichtigen 
ab. Fast alle dieser Asylbewerber sind unter 
Missachtung geltenden EU-Rechts nach 
Deutschland gekommen. 
 
Es gibt keine faire Lastenteilung  
innerhalb der EU. 

Die Asylpolitik der Altparteien ist auf ganzer 
Linie gescheitert.

Um für die Aufnahme wirklich Schutzbe-
dürftiger die nötigen Ressourcen bereit-
stellen und Akzeptanz in der Bevölkerung 
finden zu können, muss eine wirtschaftlich 
motivierte Zuwanderung  unter Missbrauch 
des Asylrechts unterbunden werden.

Das Asylrecht darf nicht Vorwand  
für ungerechtfertigte Einwanderung werden. 

Asyl ist keine Lösung für Fachkräfteman-
gel oder zur Kompensation des  
Bevölkerungsrückgangs.

2013 Prognose 2015

10.000

574

* Quelle: BAMF, Statistik Jan-Jun 2015. In Bayern liegt die Quote nach 
Angaben des Bayr. Staatsministeriums bei 0,2 % für das 1. HJ 2015!
**nach Genfer Flüchtlingskonvention, gesetzlichen Abschiebeverboten 
und sonstigen Gründen

*berechnet auf Grundlage der bayerischen Aufwendungen von 1,5 Mrd. 
für 2015 und dem Anteil Bayerns am Königsteiner Schlüssel


